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Antrag 
 
der Fraktion der PIRATEN 
 
 
         -                                              -                          
                                                          
 

I. Sachverhalt 

                                                                                           
                                                                                   
                                                -                                
                                                                er Vielfalt oder Qualität 
von journalistischen Angeboten, wie auch Sachverständige in der Anhörung am 30. Januar 
in Berlin festgestellt haben. Der von der Bundesregierung behauptete Nutzen ist nicht zu 
erkennen. Das vorgeschlagene neue Schutzrecht ist daher abzulehnen. 
 
                                                                                        
                                                                                      
                                                                                       
                                                                                         
                                                                                  
                                                                                        
                                                                                     
                                                                                         
der Rechte der Urheber und Urheberinnen auch gegen                   
 
                                                                                       
                                                                                             
allem die Rolle von Suchmaschinen und Nachrichten-Ag                                     
                                                                                            
beachten, dass bereits jetzt von allen relevanten Akteuren anerkannte technische Standards 
(Robots Exclusion Standard) existi                                                           
Verwertung durch Suchmaschinen zu sperren. Dass dies bei journalistischen Inhalten in der 
Regel nicht stattfindet, zeigt, dass eine Erfassung und Aufbereitung durch Aggregatoren 
nicht nur im Inte                                                                      
                                                                                      
essentiell ist. 
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Ber                                                                                        
(§ 51 UrhG) kann insofern nur bedingt helfen, da die meisten betroffenen Zitate zurzeit nicht 
von                                                                             
                                                                               
                                                                                 
Missstand abzuh                                                                         
                                                        -                                     
                       
 
                                                                                           
                                                                                         
                                                                                 
                                                                                               
                           –                –                                           
                                                                                  
Festzuhalten ist, dass der Entwurf der Bundes                                          
                                                         
 
                                                                                         
journalistischer Leistungen ungeeignet und als die Meinungs- un                       
                                       
 
 
II. Beschluss: 

Der Landtag beschließt:  

                                                                                         
Sofern der von der Bundesregierung eingebrachte Gesetzentwurf         
                                          -Drucksache 17/11470) im Bundestag 
beschlossen werden sollte, wird die Landesregierung aufgefordert, im Bundesrat dafür 
einzutreten, den Vermittlungsausschuss anzurufen und gegebenenfalls anschließend 
Einspruch einzulegen. 
 
 
Dr. Joachim Paul 
Monika Pieper  
 
und Fraktion 

 


